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Tatkomplex 1: Die Eisensäge

I. Strafbarkeit des P gem. § 334 

1. Tatbestand

a.) objektiver Tatbestand

( Amtsträger (§11 I Nr. 2 StGB) 

( Vorteil versprechen  (+) „Abend“ mit Frieda

     Vorteil: jede Zuwendung materieller oder immaterieller Art
Rspr: bei sexuellen Leistungen nur solche, die kommerzialisiert sind 

         (BGH NStZ 1989, S.223)
( Diensthandlung als Gegenleistung (+)
b.) subjektiver Tatbestand: Vorsatz (+)

2. + 3. Rechtswidrigkeit und Schuld (+)

II. Strafbarkeit des P gem. § 258 II, 22, 26 bzw.               

     §§ 120 I, 22, 26 
(-) mangels Haupttat

§ 30 StGB ebenfalls (-), weil beides Vergehen und keine Verbrechen      als Haupttat.

Zudem ist eine reine Selbstbegünstigung nicht tatbestandsmäßig, daher auch keine Teilnahme (argumentum a majore ad minus)

III. § 181a (-)
Zwischenergebnis:    P hat sich gem. § 334 strafbar gemacht.

Tatkomplex 2: Die Geiselnahme

· mehrdeutige Tatsachengrundlage
· Anwendung der Grundsätze der Wahlfeststellung
A.  Strafbarkeit nach Sachverhalt der Anklage

I. Strafbarkeit der P gem. §§ 211, 212, 22, 23 
(-) mangels Tötungsvorsatz

II. Strafbarkeit des P gem. § 239 b (zum Nachteil des S)
1. Tatbestand

a.) objektiver Tatbestand

Tathandlung: 
Entführen (-) weil keine Ortsveränderung

        Sichbemächtigen eines Dritten (+)

Zusätzlich: Stabilisierung der Lage des Opfers als Grundlage für die 

                   Durchsetzung der Nötigung
b.) subjektiver Tatbestand

Vorsatz (+)

Nötigungsabsicht:

· Opfer mit dem Tode bedroht und durch diese Drohung einen beliebigen Dritten zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassen    zu nötigen.

( Nötigung ggü. W um die Sozialarbeiterin herzuholen.
    ( Nötigung ggü. der S, damit sie in die Zelle kommt
    ( Nötigung ggü. den Verantwortlichen für Verlegung in das    

         Krankenhaus
2. + 3. Rechtswidrigkeit und Schuld (+)

4. Strafmilderungsgrund

Tätige Reue gem. § 239 II i.V.m. § 239a IV (+)

III. § 239a StGB (-)
IV. Strafbarkeit gem. § 239 

1. Tatbestand

a.) objektiver Tatbestand

Tathandlung:  - Einsperren (-), ist im Haftraum kaum möglich. S 
                          ist die Möglichkeit, sich nach seinem Willen fort- 

                         zubewegen, auf andere Weise ja bereits genommen.

                       - Fesselung (+)

b.) subjektiver Tatbestand (+)

2. + 3. Rechtswidrigkeit und Schuld (+)

V. Strafbarkeit des P gem. § 239I, IV, 22, 23 Erfolgsqualifiziertes Delikt des § 239 IV StGB zusätzlich denkbar,     aber kann P nicht unterstellt werden, daß er seine Drohung wirklich realisieren wollte.

VI. Strafbarkeit des P gem. § 240 (ggü. W)
(+) aber § 239 b ist spezieller.
VII. Strafbarkeit des P gem. §§ 223, 224 I Nr. 2 
1. Tatbestand

a.) objektiver Tatbestand

Tathandlung: körperliche Mißhandlung (+)

                      Gesundheitsbeschädigung (+)

Qualifikation von § 224 I Nr. 2 (+) wg. der Glasscherbe 
(vertretbar auch Nr.5)
b.) subjektiver Tatbestand: Vorsatz (+)
2. + 3. Rechtswidrigkeit und Schuld (+)

VIII. Strafbarkeit des P gem. §§ 241 
Mit Drohung mit dem Tod des S ist auch die Bedrohung erfüllt. 
Zu § 239b aber subsidiär.

IX. Strafbarkeit des P gem. § 113

Erfüllung allgemeiner Dienstpflichten nicht ausreichend, weil eine Vollstreckungshandlung erforderlich ist. Deshalb (-)

B. Strafbarkeit gemäß dem Vorbringen des P
I. Strafbarkeit des P gem. §§ 239b, 22, 23, 25 II StGB
   (zum Nachteil des S)
(-)  wg. tatbestandauschließendem Einverständnis  
II. Strafbarkeit des P gem. §§ 239b, 22, 23, 25 II StGB
   (zum Nachteil der K)
Vorprüfung

Nichtvollendung des Erfolges: Sichbemächtigen der Sozialarbeiterin (-)

Versuchsstrafbarkeit (+), gem §§ 23 I, 12 I StGB

Tatentschluß: Tatbestandsvorsatz und die von § 239b I 
                       geforderte doppelte Absicht liegen vor. 

- Absicht bzgl. einer Handlung, Duldung oder Unterlassung  

  irgendwelcher Art (+)    Übergabe von Lösegeld und Fluchtwagen
nach Rspr. ist in der allg. Nötigungsabsicht auch die Erpressungsabsicht enthalten (Subsidiarität des § 239a StGB, a.A. vertretbar)
Unmittelbares Ansetzen: (-) wesentliche Zwischenschritte erforderlich (Sozialarbeiterin müßte in die Zelle gelangen). 
Noch keine konkrete Gefährdung des Rechtsgutes (aus Tätersicht) gegeben.
Strafbarkeit gem. §§ 239b, 22, 23, 25 II StGB (-)

III. Strafbarkeit des P gem. §§ 239b, 30 II

Gemeinsam gefaßter Tatplan (+) bzgl. Sichbemächtigen des S zum Erlangen von Lösegeld und Freilassung (Fluchtfahrzeug) mittels Todesdrohungen.

Rücktritt (§ 31 I Nr.3) (-), da fehlgeschlagener Versuch/fehlende Freiwilligkeit (vertr.) aufgrund Weigerung der Sozialarbeiterin.

IV. Strafbarkeit des P gem. §§ 239a, 30 II

Gemeinsam gefaßter Tatplan (+) bzgl. Sichbemächtigen des S            zum Erlangen von Lösegeld                                                               

Vorsatz (+)                                                                                        weitere Absicht (+), Ausnutzen der Sorge eines Dritten um das Wohl       des Opfers zu einer Erpressung, 
Rücktritt (-) siehe oben unter II.
Konkurrenzen
Tateinheit von §§ 239a, 30 II und §§ 239b, 30 II.
§ 239b tritt nur dann zurück, wenn die Geiselnahme alleine der Zweck der unrechtmäßigen Bereicherung verfolgt. (BGHSt 26, 24) hier (-)
V. Strafbarkeit des P gem. §§ 255, 250 I Nr. 1a, II Nr. 1,  30 II

s.o. II.; Versuch des § 255 (-), mangels unmittelbaren Ansetzens, nach Tatplan sollte Erpressungsversuch erst mit Geiselnahme beginnen.

VI. Strafbarkeit des P gem. § 121

Zusammenrottung (+) 2 Gefangene reichen aus (h.M.), da physische Überlegenheit (a.A. min. 3)
Mit vereinten Kräften (+), reine Unterstützungshandlungen reichen aus, i.ü. Mittäterschaft (+).

§ 121 I Nr.1 1.Alt. (+), Nötigung des Anstaltsbeamten W                    (und Betreuung Beauftragte K)     
§ 121 I Nr.2 Gewaltsamer Ausbruch (-),                                                    

§ 121 III Nr.2 (+) Begriff Waffe umfasst nicht nur den Begriff „Waffe“ im technischen Sinne. Es muß sich nach der objektiven Beschaffenheit um ein gefährlichen Gegenstand handeln.                                         Deshalb Nr.2 durch Scherbe (+)
VII. Strafbarkeit des P gem. § 113 I
Erfüllung allgemeiner Dienstpflichten nicht ausreichend, weil eine Vollstreckungshandlung erforderlich ist. Deshalb (-)
VIII. Strafbarkeit des P gem. §§ 223, 224 I Nr.2

Tatbestand: Gefährliche Körperverletzung (+), s.o.

Abstrakte Lebensgefährdung  des S –  Einwilligung des S (+)                   
Verstoß gegen die guten Sitten § 228 (-)

( §§ 223, 224 I Nr. 2 (-) 
IX. Strafbarkeit des P gem. § 239

scheidet infolge tatbestandausschließendem  Einverständnisses aus.
X. Strafbarkeit des P gem. § 240 ; §§ 240, 22, 23

scheidet infolge tatbestandsauschließendem Einverständnisses aus 

Gegenüber W und (in Form des Versuchs) K aber (+). Hier wohl Tateinheit zur Kenntlichmachung, daß die Tat insoweit über Vorbereitungsstadium hinausgeht.
XI. Strafbarkeit des P gem. § 241

scheidet aus, da der Bedrohte die Bedrohung nicht ernst nehmen sollte.

